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Vorschlag aufzunehmen. Das gilt beispielsweise für die | 
Beschaffung von zusätzlichem Baumaterial, anderen Ma- J 
terialien und Leistungen, die aus örtlichen Reserven oder 
von den im Territorium liegenden Betrieben und Genos­
senschaften zur Verfügung gestellt werden. Diese Mög­
lichkeiten sind insbesondere zu nutzen für
— Modernisierung, Um- und Ausbau sowie Erhaltung 

von Wohnungen, Schulen, Kinderbetreuungseinrich­
tungen und Einrichtungen des Gesundheits- und So­
zialwesens, der Kultur, des Sports und für die Jugend;

— Instandsetzung des Straßennetzes, das im Verantwor­
tungsbereich der Gemeinden und Städte liegt, sowie 
Verbesserungen der Straßenbeleuchtung;

— Verbesserung des Verkaufsstellennetzes und der ga­
stronomischen Betreuung;

— Maßnahmen auf dem Gebiet der Wasserversorgung | 
und Abwasserbehandlung, insbesondere dem weiteren 
Anschluß von Wohnungen an die öffentliche Wasser­
versorgung und Abwasserableitung, sowie des Brand­
schutzes ;

— Verschönerung des Dorf- und Stadtbildes sowie Maß­
nahmen auf dem Gebiet der Naherholung (einschließ­
lich der Seen und Teiche, die im Verantwortungsbe­
reich der Gemeinden und Städte liegen);

— technische Ausrüstungen der Stadt- und Gemeinde­
wirtschaft sowie für die Verbesserung der Ausstattung 
in staatlichen Einrichtungen im Rahmen der dafür gel­
tenden Rechtsvorschriften.

Voraussetzung für die Aufnahme solcher zusätzlicher 
Maßnahmen in den Planvorschlag ist, daß dafür keine 
für die Erfüllung der staatlichen Aufgaben bilanzierten 
Baukapazitäten bzw. materiellen Fonds in Anspruch ge­
nommen werden.

3. Reichen für die zusätzlichen Maßnahmen die eigenen 
finanziellen Mittel und Fonds nicht aus, nehmen die Räte 
der Gemeinden und Städte auch den darüber hinaus er­
forderlichen Betrag in den Planvorschlag an den Rat des 
Kreises auf. Mit dem Planvorschlag weist der Rat der 
Gemeinde oder Stadt nach, daß
— die Erfüllung der staatlichen Planaufgaben des Volks­

wirtschaftsplanes gewährleistet bleibt;
— die materiellen Reserven für die vorgesehenen zusätz­

lichen Maßnahmen real erschlossen werden können;
— die sich aus der Zusammenarbeit mit den Betrieben 

und Genossenschaften des Territoriums ergebenden 
Möglichkeiten des gemeinsamen Einsatzes materieller 
und finanzieller Fonds genutzt werden;

— die eigenen finanziellen Mittel und Fonds mit einge­
setzt werden.

4. Die Räte der Kreise haben die Aufgabe, die Gemeinden 
und Städte unter Beachtung der differenzierten örtlichen 
Bedingungen bei der Entfaltung vielfältiger Initiativen 
zur Erschließung materieller Reserven aktiv zu unter­
stützen, um weitere Voraussetzungen zur Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen zu schaffen.
Die Räte der Kreise sind verpflichtet, den Räten der Ge- • 
meinden oder Städte die erforderlichen finanziellen Mit­
tel für die vorgeschlagenen Maßnahmen schon im Prozeß 
der Planausarbeitung, spätestens bis zum Zeitpunkt der . 
Planbestätigung, bereitzustellen. Damit ist für die Ge­
meinde oder Stadt die Finanzierung der vorgesehenen 
zusätzlichen Maßnahmen verbindlich geklärt. Die durch 
den Rat des Kreises bereitgestellten finanziellen Mittel 
sind zweckgebunden.

5. Wenn ein zusätzlicher finanzieller Aufwand für Maß­
nahmen zur Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens und 
zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen in 
den Gemeinden und Städten erst im Verlaufe der Durch­
führung des beschlossenen Planes notwendig wird, ist in 
der gleichen Weise wie bei Ziffern 3 und 4 zu verfahren.

Der Rat des Kreises ist verpflichtet, innerhalb von 4 Wo­
chen die erforderlichen finanziellen Mittel den Räten der 
Gemeinden oder Städte bereitzustellen.

6. Damit die Räte der Kreise die notwendigen finanziellen 
Mittel gegenüber den Gemeinden oder Städten bereit­
stellen können, gilt das folgende Verfahren:
— Die Räte der Kreise haben den Räten der Gemeinden 

und Städte im Prozeß der Planausarbeitung die finan­
ziellen Mittel unabhängig davon bereitzustellen, ob sie 
die zusätzlichen Anforderungen im Rahmen ihres 
Planentwurfes oder ihrer eigenen finanziellen Fonds 
finanzieren können. Sie haben die erforderlichen finan­
ziellen Mittel in ihren Planentwurf aufzunehmen.

, Verfügt der Kreis selbst über genügend eigene Mittel 
und Fonds, unterbreitet der Rat des Kreises seiner 
Volksvertretung Vorschläge, die erforderlichen Mittel 
den Gemeinden und Städten zur Verfügung zu stellen.

— Reichen die eigenen Mittel und Fonds des Kreises für 
diesen Zweck nicht aus, legt der Rat des Kreises die 
entsprechende Anforderung mit seinem Planvorschlag 
dem Rat des Bezirkes vor. Der Rat des Bezirkes prüft 
in gleicher Weise die Möglichkeiten des Einsatzes eige­
ner Mittel und Fonds für die Gemeinden und Städte. 
Er unterbreitet seiner Volksvertretung die entspre­
chenden Vorschläge für einen zielgerichteten Einsatz 
seiner Mittel und Fonds. Reichen die eigenen Mittel 
und Fonds für diesen Zweck nicht aus, legt der Rat 
des Bezirkes mit seinem Planvorschlag die entspre­
chende Anforderung auf Bereitstellung der Mittel aus 
dem „Zentralen Fonds zur Förderung der Initiativen 
in den Gemeinden und Städten“ dem Minister der 
Finanzen vor.

— Entsprechend ist bei der Bereitstellung der zusätzli­
chen Mittel zu verfahren, die im Verlaufe der Plan­
durchführung für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen in den Gemeinden 
und Städten erforderlich sind.

Der Minister der Finanzen regelt das spezielle Verfahren, 
das in einfacher Weise zu gestalten ist, für die Bereit­
stellung dieser Mittel.

7. Werden durch die Gemeinden und Städte zusätzliche Ka­
pazitäten geschaffen bzw. Maßnahmen durchgeführt 
(z. B. Erweiterung der Plätze in Kinderbetreuungsein­
richtungen, Straßenbeleuchtung), die m den folgenden 
Jahren einen ständigen Aufwand erfordern, sind die Räte 
der Gemeinden, Städte und Kreise berechtigt, diese Auf­
wendungen bei der Planung für die folgenden Jahre zu 
berücksichtigen.

III.
Neben den Maßnahmen zur Erhöhung finanzieller Mittel ge­

mäß Abschnitt II erhalten die Volksvertretungen und Räte 
der Gemeinden und Städte das Recht, bei der Bank Kredite 
für die Durchführung zusätzlicherMaßnahmen aufzunehmen.

1. Die Räte der Gemeinden und Städte können Kredite- für 
die Durchführung zusätzlicher Maßnahmen zur Gestal­
tung des gesellschaftlichen Lebens und zur Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Bürger erhal­
ten, insbesondere für
— die Erschließung und Mobilisierung örtlicher Reserven, 

insbesondere an örtlichen Baustoffen;
— den Um- und Ausbau sowie die Modernisierung von 

Wohnungen, Versorgungs- und staatlichen Einrichtun­
gen;

— Maßnahmen, aus denen von den Gemeinden und 
Städten später Einnahmen realisiert werden;

— Aufgaben künftiger Jahre, die zeitlich früher durchge­
führt werden sollen und für die deshalb eine Vor­
finanzierung erforderlich wird;

— technische Ausrüstungen der Stadt- und Gemeinde­
wirtschaft sowie für die Verbesserung der Ausstattung


